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Gremium Zuständigkeit Sitzungstermin 

Kreistag   

                Eingereicht am: 17.03.2021 

 

Anfrage: 

Beteiligung des Landrates und der Unteren Naturschutzbehörde im Verfahren 

zum B-Plan Nr.67 der Hansestadt Stralsund 
 

 

Sehr geehrter Herr Landrat Dr.Kerth, 

 

Nach unserer Kenntnis liegt der Landesforstanstalt Mecklenburg-Vorpommern für eine Teilfläche des in 

der Aufstellung befindlichen Bebauungsplans Nr. 67 der Hansestadt Stralsund (Gelände westlich des Stra-

ßenbauamtes an der Greifswalder Chaussee, Andershof) ein Waldumwandlungsantrag vor mit dem Ziel 

noch vor dem Satzungsbeschluss zum B-Plan 67 mit der Planung und dem Bau eines Discounters und des 

erforderlichen Parkplatzes zu beginnen. Vor diesem Hintergrund und aufgrund der Tatsache, dass der 

Landrat und die Untere Naturschutzbehörde in das Verfahren einbezogen sind, bitte ich um Beantwor-

tung der folgenden Fragen: 

  

1. Der Landwirtschafts- und Umweltminister des Landes Mecklenburg-Vorpommern, Dr. Till Backhaus 

(SPD), hat sich dafür eingesetzt, dass für die im Bebauungsplan befindliche Waldfläche eine Waldum-

wandlung ermöglicht wird. Dazu erfolgten lt. Dr. Backhaus auch politische Gespräche mit Herrn Ober-

bürgermeister Dr. Badrow. Gab es persönliche Gespräche zwischen dem Landrat V-R, Herrn Dr. Kerth 

(SPD) mit dem Umweltminister M-V, Herrn Dr. Backhaus (SPD) zum Thema Andershofer Wald, Wald-

umwandlung oder Zustimmung der Forstbehörde zum B-Plan Nr. 67 der Hansestadt Stralsund? 

 
• Was wurde bei dem/den Gespräch/en konkret erörtert? 

• Wurde/n ein/mehrere Gesprächsvermerk/e erstellt? 

  

Es wird um die Übersendung einer Kopie des Gesprächsvermerks/der Gesprächsvermerke gebeten (auch 

gemäß § 4 Abs. 1 Informationsfreiheitsgesetz M-V). 
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2. Gab es solche persönlichen Gespräche zu diesen Themen auch zwischen dem Landrat V-R Herrn Dr. 

Kerth und dem Oberbürgermeister der Hansestadt Stralsund Herrn Dr. Badrow? 

 
• Was wurde bei dem/den Gespräch/en konkret erörtert? 

• Wurde/n ein/mehrere Gesprächsvermerk/e erstellt? 

  

Es wird um die Übersendung einer Kopie des Gesprächsvermerks/der Gesprächsvermerke gebeten (auch 

gemäß § 4 Abs. 1 Informationsfreiheitsgesetz M-V). 

  

3. Gab es solche persönlichen Gespräche zu diesen Themen zwischen dem Landrat, V-R Herrn Dr. Kerth 

und dem Bauamtsleiter der Hansestadt Stralsund Herrn Dr. Raith? 

 
• Was wurde bei dem/den Gespräch/en konkret erörtert? 

• Wurde/n ein/mehrere Gesprächsvermerk/e erstellt? 

  

Es wird um die Übersendung einer Kopie des Gesprächsvermerks/der Gesprächsvermerke gebeten (auch 

gemäß § 4 Abs. 1,  Informationsfreiheitsgesetz M-V). 

 

4. Bisher liegt kein Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan 67 vor, sondern in Teil 1 lediglich ein erneuter 

Auslegungsbeschluss nach § 3, Abs. 2 BauGB und in Teil 2 ein Abwägungsbeschluss (Entscheidung in der 

Bürgerschaftssitzung Stralsund vom 4. März 2021). Wie können in einem solchen Verfahren im Zeitraum 

bis zur Entscheidung über einen Satzungsbeschluss die naturschutzfachlichen Belange im Rahmen des B-

Plan-Verfahrens gewahrt bleiben? 

 

5. Das Bundesnaturschutzgesetz schützt insbesondere im Zeitraum von März bis September Tiere, die 

Bäume und Sträucher als Lebensraum nutzen. Somit können Vögel ungestört brüten und Baumbewohner 

wie etwa Eichhörnchen oder Baummarder ihre Jungen großziehen. Auch Insekten profitieren von dieser 

Regelung. Welche Ausnahmetatbestände können dennoch grundsätzlich die Rodung einer Waldfläche in 

dieser Zeit ermöglichen, bzw. welche Ausnahmetatbestände könnten eine Rodung des Waldes konkret 

im B-Plan-Gebiet 67 rechtfertigen, obwohl noch kein Satzungsbeschluss des Bebauungsplans erfolgt ist? 

 

6. Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens 67 hat die Landesforstanstalt in ihrer Stellungnahme vom 23. 

November 2020 als Nebenbestimmung gefordert, dass für den Bebauungsplan eine standortbezogene 

UVP-Vorprüfung durchgeführt wird. Diese Nebenbestimmung ist Teil der Zustimmung der im Rahmen 

des B-Plan-Verfahrens erforderlichen Waldumwandlung. Kann vor dem Hintergrund überhaupt eine 

(Teil-)Waldumwandlung erfolgen, obwohl das Ergebnis einer UVP-Vorprüfung zum Bebauungsplan 67 

noch gar nicht vorliegt? 

 

7. Prüft die Untere Naturschutzbehörde die Ergebnisse der Umweltverträglichkeitsvorprüfung aus eigener 

Anschauung im Rahmen eines Vor-Ort-Termins? 

 
• Wenn ja, zu welchem Ergebnis ist die Untere Naturschutzbehörde gekommen? 

• Wenn nein, wie prüft die Untere Naturschutzbehörde das Ergebnis der Umweltverträglichkeitsvorprüfung, 

ohne dass sie vor Ort war? 

 

8. Die Pflicht zur Durchführung einer UVP besteht, wenn das Vorhaben nach Einschätzung der zustän-

digen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Schon die Stellungnahme der 

Landesforstanstalt vom 11. Januar 2019, in der auf eine herausgehobene Biotop- und Artenschutzfunktion 

(Seite 5, letzter Absatz) hingewiesen wird, lassen erhebliche, nachteilige Umweltauswirkungen vermuten. 

Ebenso verweisen wir auf den artenschutzrechtlichen Fachbeitrag der Umweltplan GmbH aus November 

2018. Teilt die Untere Naturschutzbehörde die Einschätzung zu den erheblichen nachteiligen 
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Umweltauswirkungen? 

 
• Wenn nein, zu welcher Einschätzung kommt dann die Untere Naturschutzbehörde und wie begründet sie 

das? 

 

9. Die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) dient der Umweltvorsorge. Sie erfolgt als unselbstständiger 

Teil des Verwaltungsverfahrens über eine Zulassungsentscheidung (§ 4 UVPG). Eine Zulassungsentschei-

dung ist nach § 2 Abs. 6 UVPG ein Beschluss über die Aufstellung eines Bebauungsplans nach § 10 BauGB, 

gilt aber nach meiner Einschätzung auch für den Beschluss einer Vorlage, mit der für einen Teil des Be-

bauungsplans Planreife geschaffen werden soll (Beschlussvorlage Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund 

B0001/2021, Seite 2, Abs 2). Wie wird gewährleistet, dass die Ergebnisse einer etwaigen UVP in die Zu-

lassungsentscheidung einfliessen, bevor diese getroffen wird? 

 

10. Wie schätzt die Kreisverwaltung die konträren und in vielen Punkten nicht übereinstimmenden Stel-

lungnahmen der Landesforst Mecklenburg-Vorpommern vom 11. Januar 2019 und vom 23. November 

2020 aus naturschutzfachlicher Sicht ein, zumal sich innerhalb von nahezu 2 Jahren (23 Monaten) das 

Biotop sichtlich weiterentwickelt hat? 

 

 

Vielen Dank für die Beantwortung, 

mit freundlichen Grüßen 

 

Jürgen Suhr 
 

Kreistagsmitglied, Fraktion B90/GRÜNE/FR im Kreistag Vorpommern-Rügen 

 

 


